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Merishauser Vollmondbar Finden sich 
keine Nachfolger, ist nach der Uustrinkete 
vom 16. September Schluss. Klettgau/Reiat Seite 27

«Neuhauser Woche» Der Gemeinderat 
will das Lokalblatt wieder in eine  
Gratiszeitung umwandeln. Region Seite 25

Gestern im Rat
Vorsitz Martin Egger (FDP)

E Der Grosse Stadtrat hat die Vor-
lage des Stadtrates zur Rheinuferneuge-
staltung mit 21 zu 11 angenommen. 

E Der Grosse Stadtrat hat das Postu-
lat von Urs Tanner (SP), «Fusionsver-
handlungen mit der Gemeinde Neuhau-
sen», mit 21 zu 10 Stimmen abgelehnt. 

E Der Grosse Stadtrat hat die Inter-
pellation von Edgar Zehnder (SVP) zur 
«Umstrukturierung der Verwaltungs- 
polizei» diskutiert.

Ratspräsident Martin Egger (FDP)
«Willkommen zur Sitzung am längsten 
Tag des Jahres 2016. Ich hoffe, dass es 
für uns nicht der längste Tag wird.»
Die Sitzung dauerte jedoch vergleichs-
weise lange, bis um 21.15 Uhr.

Urs Tanner (SP)
«Hier ein Lob an Nicole Herren (FDP), 
obwohl wir in einem Wahljahr sind: 
Sie hat die Spezialkommission geführt 
wie ein alter Profi.» 
Zur Rheinufer-Vorlage

Stadtrat Raphaël Rohner
«Es handelt sich zugegebenermassen 
nicht um eine Vision. Die Vorlage ist 
aber ausgewogen, qualitativ sorgfältig 
und finanziell tragbar.» 
Ebenfalls zum Rheinufer

Christoph Schlatter (SP)
«Vieles ist im Fluss, hoffentlich bald 
auch der Steg.»
Zum Holzsteg über den Rhein

Stadtpräsident Peter Neukomm (SP)
«Anders als im Wirtschaftsleben sind 
‹unfriendly takeovers› im öffentlichen 
Recht glücklicherweise tabu.»
Zum Fusions-Vorstoss von Urs Tanner 

Heinrich Arbenz (SVP)
«Zwar ist das meiste schon gesagt. 
Was ich am Sonntag geschrieben habe, 
will ich nun aber trotzdem vorlesen.»
Zu seinem Votum zur Fusions-Frage 

Stadtrat Simon Stocker (AL)
«In den letzten dreieinhalb Jahren 
habe ich gelernt, bei Wortmeldungen 
von Walter Hotz gelassen zu bleiben.» 

Sätze zur Situation

Streit um das Schmankerl am Rhein
Zwischen visionären Ideen 
und pragmatischer Aufwer-
tung: Der Grosse Stadtrat hat 
gestern hart um den Bau 
eines Fussgängerstegs über 
den Rhein gerungen. 

VON DANIEL JUNG

SCHAFFHAUSEN Der Grosse Stadtrat hat 
gestern die Vorlage zur Rheinuferneu-
gestaltung beraten. Dabei geht es um 
ein Paket von Massnahmen für den Be-
reich zwischen Feuerthaler Brücke 
und Kraftwerk. Umstrittenster Punkt 
war dabei ein Fussgängersteg aus Holz 
für 1,76 Millionen Franken. Diesen 
hatte der Stadtrat in seiner Vorlage 
eingeplant – bereits die vorberatende 
Spezialkommission hatte den Steg aber 
aus der Planung gestrichen. 

Trotzdem erklärte Baureferent Ra-
phaël Rohner gestern nochmals: «Der 
Gesamtstadtrat erachtet den Steg als 
Schmankerl der Vorlage.» Weil er sich 
aber bewusst sei, dass der Steg um-
stritten ist, schlug Rohner vor, in dieser 
Frage das Volk separat zu befragen. 
«Der Steg würde einen erheblichen 
Mehrwert bieten», sagte Rohner. 

Unterstützung erhielt der Stadtrat 
nur von linker Seite. «Mit der Strei-
chung des Fussgängerstegs wäre die 
einzige Aufwertung vom Tisch», sagte 
Grossstadtrat Daniel Böhringer (AL). 
Insgesamt sei die Vorlage, die vor Jah-
ren mit einem Mitwirkungsprozess ge-
startet war, inzwischen zu einer reinen 
Strassensanierung verkümmert. «Das 
Ziel der Attraktivierung wird klar ver-
fehlt», so Böhringer. Auch Urs Tanner 
warnte davor, mit dem Steg die letzte 
«Miniutopie» zu streichen. «Haben Sie 
doch etwas Mut zur Demokratie», sagte 
er, mit dem Ziel, die Frage der Fussgän-
gerbrücke in einer freiwilligen Volks-
abstimmung zu entscheiden. «Das Volk 
ist fähig auszuwählen», so Tanner. 

In der Abstimmung fand die Idee, 
den Steg wieder in die Vorlage aufzu-
nehmen, dann aber keine Mehrheit. 
Der entsprechende Antrag von Urs 
Tanner wurde mit 19 zu 11 Stimmen ab-
gelehnt. 

Übergang ohne Zebrastreifen
Ein weiterer umstrittener Punkt, 

der bereits in der Fachkommission für 
ein langes Hin und Her gesorgt hatte, 
war die Frage eines zusätzlichen Fuss-
gängerübergangs östlich des Kamm-
garnareals. Auch hier blieb der Rat 
letztlich beim Beschluss der Kommis-
sion, den Übergang mit Mittelinsel, 
aber ohne Ampel und ohne gelbe Bo-

denmarkierung zu bauen. Martin Jung 
(AL) hatte beantragt, mindestens 
einen Zebrastreifen auf die Strasse zu 
malen. Dies sorgte für eine längere 
und zum Teil konfuse Diskussion über 
die entsprechenden Regeln bei Kan-
tonsstrassen. Am Schluss wurde Mar-
tin Jungs Antrag mit 20 zu 9 Stimmen 
abgelehnt. 

In der Schlussabstimmung fand die 
Vorlage mit 21 zu 11 Stimmen in der 
Mitte und auf bürgerlicher Seite eine 
klare Mehrheit. Der Kredit zur Aufwer-

tung der Rheinuferstrasse ist dem obli-
gatorischen Referendum unterstellt – 
er kommt also noch vors Volk. 

Aufgewertet werden soll primär die 
Promenade für Fussgänger und Velo-
fahrer: Der Weg am Rheinufer wird 
breiter als bisher. Zwischen dem Fuss-
gängerbereich und der Strasse wird 
ein Grünstreifen mit Bäumen entste-
hen. Es werden deutlich mehr Sitz-
bänke und entlang des Grünstreifens 
neu eine Sitzstange erstellt. Das Gelän-
der zum Rhein hin wird neu aus Holz 

bestehen. Zudem wird auch die Be-
leuchtung verbessert. 

Durch das Kraftwerk, die Kantons-
strasse, die unterirdische Infrastruktur 
und die Betonkragplatte ist die Gestal-
tungsfreiheit in diesem Uferabschnitt 
stark eingeschränkt. «Trotzdem kann 
mit den Massnahmen die Aufenthalts-
qualität verbessert werden», sagte Ni-
cole Herren (FDP). Auch Georg Merz 
(ÖBS) sagte: «Ich bin überzeugt, dass 
durch diese Neugestaltung eine echte 
Aufwertung gelingen kann.»

Das Schaffhauser Rheinufer vom Kraftwerk in Richtung Rheinbrücke, wie es heute aussieht. � Bild Selwyn Hoffmann

Mehr Platz für Fussgänger und Velofahrer: das Schaffhauser Rheinufer, wie es nach der Neugestaltung einmal aussehen 
könnte  – der Holzsteg zum Feuerthaler Ufer wurde gestern jedoch nicht bewilligt. � Visualisierung Stadt Schaffhausen

Wohlwollendes 
Nein zu Fusion
Am 28. Februar stimmte das Volk über 
eine Reorganisation des Kantons 
Schaffhausen ab. Als einzige Gemeinde 
sprach sich in der Stadt Schaffhausen 
eine Mehrheit für das Modell A – we-
nige leistungsfähige Gemeinden – aus. 
SP-Grossstadtrat Urs Tanner interpre-
tierte dieses Ergebnis als klaren Auf-
trag für Fusionsgespräche und reichte 
darum noch am Abstimmungstag ein 
Postulat ein. Das Ziel: Die Stadt Schaff-
hausen solle Verhandlungen mit den 
Gemeinden Neuhausen, Stetten und 
Dörflingen aufnehmen. Bis zur gestri-
gen Behandlung im Rat hatte Tanner 
die angestrebten Fusionsverhandlun-
gen nur noch auf die Gemeinde Neu-
hausen reduziert.

Peter Neukomm erklärte stellver-
tretend für den Gesamtstadtrat, dass 
dieser Zusammenschlüssen generell 
offen gegenüberstehe. Der Neuhauser 
Gemeinderat dagegen sehe derzeit 
keine Vorteile. Aus Sicht des Stadtrats 
müsse aber die kleinere Gemeinde 
selbst aktiv ein Interesse an Gesprä-
chen bekunden. Daher beantragte Neu-
komm «eine wohlwollende Ablehnung 
des Vorstosses». 

Dieser Meinung schlossen sich die 
meisten Parlamentarier an, sodass der 
Vorstoss mit 21 zu 10 Stimmen für nicht 
erheblich erklärt wurde. (sba)

Debatte über Ausrichtung der Stadtpolizei
Die gute Zusammenarbeit  
zwischen Stadtpolizei und 
Schaffhauser Polizei wurde 
im Parlament infrage gestellt.

«Ich freue mich auf eine interessante 
und zielführende Diskussion» – mit die-
sen Worten hatte SVP-Grossstadtrat 
Edgar Zehnder seine Interpellation zur 
«Umstrukturierung der Verwaltungs-
polizei» unterzeichnet. Letztlich schoss 
die gestrige Diskussion aber teilweise 
etwas über das Ziel hinaus.

Zunächst aber wurde sachlich über 
Zehnders Fragen gesprochen. Der 
Interpellant erkundigte sich nach den 
Folgen der am 1. Dezember 2015 ange-
kündigten Modernisierung und Umbe-
nennung der Verwaltungspolizei, die 

neu Stadtpolizei heisst. Zehnder fragte 
nach dem Grund der Personalaufsto-
ckung um zwei Stellen. Sicherheitsrefe-
rent Simon Stocker erklärte, dass man 
mit den beiden neuen Stellenbesetzun-
gen einzig das im Jahr 1999 festgelegte 
Soll von 15,7 Stellen erreichen wolle, es 
sich also nicht um eine Aufstockung 
handle.

Zehnder wollte zudem wissen, wa-
rum voll ausgebildete Polizisten gesucht 
worden seien – ob die Stadtpolizei nicht 
eher verwaltungsorientierte Mitarbeiter 
benötige. Stocker erklärte, dass beides 
vonnöten sei. Die Aufgaben der Stadt-
polizei seien mit der Umstrukturierung 
nicht geändert worden. Nach wie vor 
seien die Stadtpolizisten jedoch zum 
Beispiel weisungsbefugt oder würden 
gewisse Aufgaben der Verkehrspolizei 
übernehmen, weshalb sich eine Ausbil-

dung bezahlt mache. Zehnders Frage 
nach Plänen einer Bewaffnung der 
Stadtpolizisten wies Stocker von sich. 

Streit mit Kanton um Finanzen
Der Knackpunkt sollte die letzte 

Frage der Interpellation zur Zusam-
menarbeit der Stadtpolizei mit der 
Schaffhauser Polizei werden. Stocker 
betonte, dass generell ein gutes Ver-
hältnis herrsche. Einen Streit gebe es 
einzig zwischen ihm und der kantona-
len Finanz- und Sicherheitsdirektorin 
Rosmarie Widmer Gysel. Gerade sei 
man dabei, eine neue Bereichsvereinba-
rung auszuarbeiten, so Stocker. Derzeit 
zahle die Stadt Schaffhausen dem Kan-
ton 3,7 Millionen Franken für die Poli-
zeileistungen. Mehr sei er aber nicht 
bereit zu zahlen, weshalb Unstimmig-
keit herrsche. 

Verschiedene SVP-Grossstadträte 
interessierten sich noch mehr für ein 
anderes persönliches Verhältnis: das 
zwischen den Chefs der Stadtpolizei 
und der Schaffhauser Polizei. Wann 
denn zuletzt ein direkter Austausch 
zwischen dem SHPol-Kommandanten 
und dem Stadtpolizei-Chef stattgefun-
den habe, wollte Edgar Zehnder wissen. 
Parteikollege Hermann Schlatter gab 
die Antwort gleich selbst. Vor einer Wo-
che habe erstmals ein Gespräch stattge-
funden. Stadtrat Stocker erklärte auf 
weiteres Nachhaken, dass er im Rat 
nicht diskutieren werde, ob zwei Perso-
nen sich mögen würden oder nicht. 

Die Verhandlungen mit dem Kanton 
über die Vergütung der Schaffhauser 
Polizei laufen weiter, Stadtrat Stocker 
bat dafür um ideelle Unterstützung sei-
tens der Parlamentarier. (sba)

Persönliche Kopie von: CORNELIA WOLF


